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Beitrag zur Frage: Wem ſteht die Entſcheidung 

über die Beffentlichkeit eines Weges zu und nach 

welchen Rückſichten iſt die Entſcheidung zu fällen? 
Zunächſt mit Bezug auf Böhmen. 


Die aufgeſtellte Frage iſt in unſerem Lande, wo die ſo häufig 
ſich widerſtreitenden wirthſchaftlichen Intereſſen der Einzelnen meiſten⸗ 
theils von politiſchen Gegnern vertreten werden, fo daß ſich bei Aus⸗ 
tragung jeder ſolchen Frage eine gewiſſe Bitterkeit in die Verhandlung 
miſcht, von ganz beſonderer Wichtigkeit, und es iſt daher dringend 
nothwendig, daß die Entſcheidung von Jemandem gefällt wird, deſſen 
Urtheil weder durch nationale und politiſche Sympathien, noch auch 
durch ſein eigenes wirthſchaftliches Intereſſe getrübt wird. Wenn 
einem Waldbeſitzer dadurch, daß einem Wege der Charakter der Oef⸗ 
fentlichkeit abgeſprochen wird, ein großes Marktgebiet für ſein Holz 
entzogen wird, dann kann man die Entſcheidung in der Sache einem 
zweiten Waldbeſitzer, welcher an Erſterem einen mächtigen Concur⸗ 
renten verliert, — nicht mit Beruhigung anvertrauen. 

Die Frage, welcher Weg als öffentlicher anzuſehen ſei, iſt ſchon 
jetzt bei uns von großer Bedeutung, noch wichtiger aber muß ſie in 
der Zukunft werden; denn der zweifellos beſtehende, auf den Feldbau 


gegründete Aufſchwung der Induſtrie muß eine intenſivere Boden⸗ 
cultur, eine bedeutende Erhöhung des Bodenwerthes und ſorgſame 
Verwendung jedes Fleckchens Erde nach ſich ziehen. Dadurch muͤffen 
die Wegſtreitigkeiten zunehmen, für welche in früheren Geſchehniſſen 
ſo reicher Stoff niedergelegt iſt. Bei der Kataſtralvermeſſung ſind faſt 
alle beſtehenden Fuß⸗ und Fahrwege den Gemeinden zugemeſſen wor⸗ 
den, wenn das Eigenthum an dem Grund und Boden auch jemand 
Anderem gehörte; — man ignorirte einfach das Eigenthumsrecht. 
Gegenwärttg haben die meiſten Gemeinden die bücherliche Ein⸗ 
lage für die ihnen zugemeſſenen Grundſtücke und insbeſondere auch 
für die Wege erlangt, und zwar durch einen Vorgang, der eine wahre 
Fundgrube für Streitigkeiten abgeben könnte. Gewöhnlich ging der 
Seeretär der Bezirksvertretung zu dem Gemeindevorſteher, nahm ſich 
allenfalls zwei Leute als Gedenksmänner, conſtatirte in einem Proto⸗ 
kolle, daß die der Gemeinde in den Kataſtralacten zugeſchriebenen 
Grundſtücke der Gemeinde gehören, ließ das Protokoll von den Gedenk⸗ 
männern und dem Bezirksobmaun unterſchreiben, und gab ein gleich⸗ 
lautendes Pare an die Gemeinde hinaus. Auf Grund dieſes Proto⸗ 
kolles erfolgte die bücherliche Vorſchreibung. Höchſt ſelten fand eine 
eigentliche Begehung der Grundſtücke mit Zuziehung der Anrainer 
oder Anderer, die an der Sache ein Intereſſe haben konnten, ſtatt. 

Nun bildete aber, wie bekannt, der Großgrundbeſitz in Böhmen 
früher großartige geſchloſſene Complexe, welche durch Emphyteutiſi⸗ 
rungen und Abverkäufe vielfach erſt Ortſchaften mit Grundbeſitz ent⸗ 
ſtehen ließen. Was an die Bewohner der Ortſchaften nicht verkauft 
wurde, blieb in dem Landeskataſter und in der Landtafel als Beſtand⸗ 
theil des Großgutes vorgeſchrieben und iſt es heute noch. Das iſt der 
Fall bei faſt allen Wegen auf dem geſammten zu einem ſolchen Groß⸗ 
gute ehemals gehörigen Areale, denn Wege kauften die Leute natürlich 
nicht, wohl aber entſtanden bei ſteigender Cultur immer neue Wege 
auf dem zu den großen Gütern gehörigen Grunde. So ſind dermalen 
die meiſten der bezeichneten Wege als Beſtandtheil eines Großgutes 
noch in der Landtafel und zugleich als Eigenthum einer Gemeinde 
im Grundbuche eingetragen und ſtehen ſich demnach zwei Rechts⸗ 
ſubjecte gegenüber, welche beide den Eigenthumsanſpruch auf den 
Grund, über welchen die Wege führen, formell rechtfertigen können. 
Angeſichts dieſer Verhältniſſe iſt es von nicht zu unterſchätzender Be⸗ 
deutung, wer über die Oeffentlichkeit eines Weges entfcheidet und 
nach welchen Geſichtspunkten hierüber entſchieden wird. 

Die hiebet in Betracht kommenden Grundſätze dürften wohl 
am beſten unter Vorausſtellung eines vorgekommenen Falles erörtert 
werden können. 

In einem Civilrechtsſtreite wegen Störung im Beſitze des 
Fahrtrechtes erſchten es dem Civilrichter geboten, zuerſt den Ausſpruch 
der competenten Behörde darüber zu haben, ob der Weg, um den es 
ſich im Proceſſe handelte, ein öffentlicher Weg fet, und er verlangte 
daher die Entſcheidung von der k. k. politiſchen Behörde; dieſe aber 
hielt ſich nicht für competent, ſondern trat die Sache an die Bezirks⸗ 
vertretung ab. Von derſelben wurden commiſſionelle Erhebungen ver⸗ 
anlaßt, welche folgendes Reſultat ergaben: Der fragliche Weg beſtand 
ſchon im Jahre 1801, in welchem Jahre die rechts und links des 
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Weges liegenden Gründe von der Grundherrſchaft emphyteutiſirt wur⸗ ſtreitet, ebenſo ſteht fie auch im Widerſpruch mit unſeren Geſetzen 
den. Damals wurde den Emphyteuten die Verpflichtung auferlegt, dieſen über Straßenadminiſtration, ſofern es ſich um die Frage handelt, 
Weg als ſolchen zu erhalten, „weil die Area desſelben in der ihnen wem die Entſcheidung über die Oeffentlichkeit eines Weges zuſteht. 


zugemeſſeuen nicht mit enthalten iſt“. Der Meg tft ſowohl in den 
alten Mappen, als auch in der Kataſtralmappe eingezeichnet und bei der 
Kataſtralvermeſſung der Gemeinde N. zugemeſſen worden. Der Weg 
führt zum Ufer eines Fluſſes und zu einem ſchon vor 30 Jahren 
dort eingerichteten Floßplatze, dann zu einer über den Fluß an dieſem 
Floßplatze eingerichteten Ueberfuhr und zu einer wenige Schritte 
davon entfernten Mühle. Es wurde ſichergeſtellt, daß alles Fuhrwerk, 
welches Getreide in die Mühle oder Holz auf den Floßplatz zu bringen 
hatte, oder für Ortſchaften auf dem andern Flußufer beſtimmt war, 
ſeit Menſchengedenken den fraglichen Weg paſſirte. Endlich war vor 
etwa vier Jahren von einem Privaten an der Stelle, wo die Ueber⸗ 
fuhr beſtanden hatte, eine Brücke über den Fluß errichtet und dem 
Erbauer von der k. k. Statthalterei eine Brückenmauth bewilligt wor⸗ 
den, für welche jährlich 380 fl. Pachtzins entrichtet werden. Mit 
Ausnahme der Strecke des Weges, welche den Gegenſtand des Streites 
bildet, iſt derſekbe auf beiden Seiten meilenweit eine kunſtgerechte 
Straße. Auf Grund dieſer Erhebungen erfloß die Entſcheidung der 
Bezirksvertretung dahin, der fragliche Weg habe nicht den Charakter 
der Oeffentlichkeit, denn dieſer Charakter komme nach dem böhmiſchen⸗ 


Geſetze vom 12. Auguſt 1864, „betreffend die Vertheilung der Lei⸗ 


ſtungen und die Competenz bei öffentlichen nicht ärariſchen Straßen 
und Wegen“, lediglich den Landes⸗, Bezirks⸗ und Gemeindeſtraßen zu. 
Der betreffende Weg ſei weder Landes⸗ noch Bezirksſtraße, aber auch 


nicht Gemeindeſtraße, weil nach § 4 des genannten Geſetzes Gemeinde⸗ 


ſtraßen zum allgemeinen Verkehre beſtimmt ſein müſſen und nicht 
über Privatgrundſtücke führen dürfen, was Alles bei dem in Rede 
ſtebenden Wege nicht der Fall ſei. 

Hätte über den vorliegenden Fall nicht eine Bezirksvertretung, 
ſondern eine landesfürſtliche Behörde zu entſcheiden gehabt, ſo iſt es 


wohl unwahrſcheinlich, aber doch nicht abſolut unmöglich, daß die 
Entſcheidung ebenſo gefällt worden wäre; — niemals aber wären die 


angeführten Grüade für die k. k. Behörde maßgebend geblieben. Gewiß 
wäre die Frage, welcher Zuſtand bis zum Momente der Entſcheidung 
herrſchte, und welche Folgen die Entſcheidung nach ſich ziehe, einer 
näheren Erwägung gewürdigt worden. Dieſe Frage der Bezirksvertre⸗ 
tung zur Entſcheidung zu überlaſſen, iſt ein grober Fehler, der mit 
gefunden Regtierungsmaximen und mit den Intereſſen der Geſellſchaft 
entſchieden im Widerſpruche ftebt: 

Niemand wird verlangen oder meinen, daß eine Bezirksvertre⸗ 
tung vom Rechtsſtandpunkte aus ihre Entſcheidungen treffe. Das den⸗ 
ſelben zu Grunde liegende Princip iſt nicht, Gerechtigkeit zu hand⸗ 
haben, ſondern das, die wichtigeren Intereſſen gegen die minder wich⸗ 
tigen zur Herrſchaft kommen zu laſſen. Dabei wird nun freilich 
vorausgeſetzt, daß alle Intereſſen im Bezirke gleich kräftige Vertreter 
finden. Leider Gottes iſt dieſes aber nicht der Fall. Denn betrachten 
wir die Sache näher, ſo ſehen wir, daß entweder der Vortheil einer 
einzelnen Perſon oder der Stadt, wo die Bezirksvertretung ihren Sitz 
und daher gewöhnlich ihren Obmann und eine größere Anzahl einfluß⸗ 
reicher, in jeder Sitzung auweſender Mitglieder hat, der ausſchlag⸗ 
gebende Factor iſt; und wer je in Bezirksvertretungen thätig war, 
der weiß, daß faſt in jedem Bezirke ein oder der andere Theil des 
Bezirkes nur des Zahlens wegen zu exiſtiren ſcheint, von den Seg⸗ 
nungen der Vertretung aber gar nichts ſpürt Dieſe Mißſtände ſind 
innere Angelegenheiten des Bezirkes, die wohl auch dann zu bedauern 
find, wenn ihre Wirkungen nicht über den Bezirk hinautzreichen; wenn 
fie aber dieſe Grenzen überſchreiten, dann leidet darunter die allge⸗ 
meine Entwicklung, das geſammte, Publicum; dann werden dieſe Miß⸗ 
ſtände zum Angriff auf die Staatsordnung und deren Zweck, und 
wenn die Staatsbehörde ſelbſt die Schaffung ſolcher Mißſtände be⸗ 
günſtigt, dann begeht fie einen gegen jede geſunde Regierungsmaxime 
verſtoßenden, einen Capitalfehler. Wenn das allgemeine öffentliche 
Intereſſe oder ſelbſt auch nur das eines anderen Bezirkes oder meh⸗ 
rerer Gemeinden dem des Bezirkes oder eines Theiles desſelben 
gegenübertritt, dann iſt die Bezirksvertretung nach der ihr zu Grunde 
liegenden Idee und nach ihrer Zuſammenſetzung nicht mehr das zur 
Entſcheidung geeignete, competente Organ, denn ſie würde zum Richter 
in eigener Sache, was eine abſolut verwerfliche Adminiſtratious⸗ 
maxime iſt %% riesen 

So ſehr dieſe Maxime den Intereſſen des Publicums wider⸗ 


Zufolge des § 21 des Geſetzes vom 12. Auguſt 1864 hat die poli⸗ 
tiſche Behörde die Pflicht, darauf zu dringen, daß die öffentlichen 
Straßen im vorgeſchriebenen Zuſtande erhalten werden. Daraus folgt 
nothwendig, daß die politiſche Behörde darüber zu erkennen hat, 
welcher Straße der Charakter der Oeffentlichkeit zukomme; denn hätte 
darüber jemand Anderer zu entfcheiden, jo wäre die Wirkſamkeit der 
politiſchen Behörde vollſtändig illuſoriſch, weil dieſer Andere bloß zu 
ſagen brauchte, dieſer oder jener Straße kommt der Charakter der 
Oeffentlichkeit nicht zu, — um jede Ueberwachung der politiſchen Be⸗ 
hörde zu beſeitigen. Wollte man Derartiges als Geſetz annehmen, ſo 
heißt das die Regierung ſyſtematiſch lahm legen. Geſetzt aber, die 
beſtehenden Geſetze würden die Zuweiſung der bekannten Frage an die 
autonomen Verwaltungsorgane rechtfertigen, ſo weiß doch Niemand, 
wem die Entſcheidung zuſteht, denn Niemand könnte von vornherein 
jagen, ob eine Straße eine Ländes⸗, Bezirks- oder Gemeindeſtraße 
ſei, und doch müßte in jedem Falle eine andere Behörde entſchetden. 

In dem erzählten Falle hat die Behörde kurzweg den Act an 
die Bezirksvertretung gegeben und dieſe hat ohne alle Bedenken hin⸗ 
ſichtlich der Competenz entjchieden, obwohl ihr der Ausſpruch, eine 
Straße ſei keine Landesſtraße — und keine Gemeindeſtraße, — 
ſicherlich nicht zukömmt. Es charakteriſtrt dies unſere Zuſtände, wo, 
mit Ausnahme der Regierung, — Alles befiehlt und Niemand 
gehorcht. 


(Schluß folgt. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Zur Frage, inwiefern Hausmeiſter, welche Naturalwohnung an 
Lohnes Statt genießen, als Dienſtboten im Sinne der Dienſtboten⸗ 
ordnung anzuſehen ſind. 


Wilhelm G., Beſitzer eines Hauſes in P., zeigte bei dem Po⸗ 
lizeicommiſſartate an, daß er auf Grund eines mündlich abgeſchloſſenen 
Dienſtvertrages den Eduard 3. unter der ausdrücklichen Bedingung 
einer 14tägigen Kündigung in den Dienſt genommen und demſelben 
nebſt freier Wohnung noch montlich 5 fl. zugeſagt, wogegen Z. den 
Hausmeiſterdienſt zu verſehen und dem Hausherrn G. die Kleider zu 
putzen hatte. Am 1. September 1871 habe G. dem Z den Haus⸗ 
meiſterdienſt ſammt Wohnung auf 14 Tage gekündigt. G. ſtellte 
demnach die Bitte, dem Z. auf Grund der Dienſtbotenordnung das 
Verlaſſen des Hausmeiſterdienſtes ſammt Wohnung binnen 14 Tagen, 
d. i. bis 16. September 1871, bei ſonſtiger Delogirung anfzutragen. 

Eduard Z. widerſprach, daß G. ihn als Hausmeiſter gegen 
14tägige Kündigung aufgenommen habe, indem er als verheirateter 
Mann eine ſolche Bedingung gar nicht hätte annehmen können, und 
gab weiter au, daß er ſich ſeine Aufnahme nur gegen vierteljährige 
Wohnungskündigung gedacht habe. 

Wilhelm G. bekräftigte aber ſeine Behauptung des I4tägigen 
Kündigungsrechtes bei ſeinem Ehrenworte, und hat auch der 21jährige 
Sohn Karl G. die Ausſage des Vaters beſtätiget. 

Das Polizeibezirkscommiſſariat von P. hat hierauf gemäß $$ 27 
und 41 der Dienſtbotenordnung für P. vom 21. Auguſt 1857 er⸗ 
kannt: Eduard Z. habe den Hausmeiſterdienſt und die mit demſelben 
verbundene Wohnung binnen 14 Tagen, d. i. längſtens bis 16 Sept. 
1871 bei ſonſtiger Delogirung zu verlaſſen, und begründete dieſes 
Erkenntniß folgender Weiſe: „Wilhelm G. und deſſen Sohn Karl 
haben bei ihrer Ehre beſtätiget, daß Eduard Z. als Hausmeiſter 
gegen 14tägige Kündigung des Dienſtes ſammt Wohnung aufgenommen 
wurde, Dieſen glaubwürdigen Ausſagen gegenüber müſſen die wider⸗ 
ſprechenden Ausſagen des Z. als Ausflüchte angenommen werden.“ 

Anläßlich der von Z. angemeldeten, jedoch nicht ausgeführten 
Berufung hat die Statthalterei das Polizeibezirkseommiſſariats⸗Er⸗ 
kenntniß wegen Incompetenz behoben, „weil, wenngleich in der Dienſt⸗ 
botenordnung der Begriff eines „Dienſtboten“ nicht ausdrücklich feſt⸗ 
geſtellt erſcheint, doch aus der ganzen Tendenz, daun aus § 17 Al. 1 
derſelben hervorgehe, daß unter Dienſtboten im Sinne der Dienſtboteu⸗ 


ordnung nur jene in einem Dienſtverhältniſſe ſtehenden Perſonen zu 
verſtehen find, welche unmittelbar Dienſte im Haushalte und um die 
Perſon des Dienſtgebers leiſten, und eben wegen dieſer beſonderen 
Beſchaffeuheit der Dienſte zu Letzterem in dem Verhältniſſe der Unter⸗ 
ordnung unter deſſen Anordnungen, Aufſicht und Disciplin ſtehen. 
Da nun ſolches in dem gegenwärtigen Falle nicht zutrifft, ſo ſtelle 
fragliches Verhältniß ſich nur als ein nach den privatrechtlichen Ge⸗ 
ſetzen zu beurtheilendes Lohnverhältniß dar, worüber zu entſcheiden die 
politiſchen und Polizeibehörden nicht berufen find”, 

Im Miniſterialrecurſe betonte Wilhelm G., daß 3. nach der 
Dienſtbotenordnung behandelt werden müſſe, weil zum Haushalte des 
Hausherrn ſein ganzes Haus gehöre und Z. Alles, was er zu ver⸗ 
richten habe, nur als Diener um die Perſon des Reeurreuten als des 
Hausherrn und Dienſtgebers verrichte; daß 8. nicht Miether der 
Wohnung ſei, da er keine Miethe zahle und die Wohnung als Ent⸗ 
lohnung für ſeine Dienſte erhalte, daß er nach der Anſicht der Statt⸗ 
halteret dem Z. zum beſtimmten Termine eine vierteljährige Kündigung 
geben und denſelben ſelbſt wenn er die bedungene Dienſtleiſtung 
verweigern würde, dennoch 5—6 Monate im Haufe behalten und ihm 
freie Wohnung geben müßte, und endlich, daß nach dem Hofdecrete 
vom 4. November 1784 (Nr. 360 J. G. S) Hausmeiſter, Portiere ꝛc., 
welche ganz oder zum Theil ſtatt des Lohnes freie Wohnung erhalten, 
bei vorkommender Dienſtesentlaſſung auch in Abſicht auf die Kündi⸗ 
gung der Wohnung nach dem Dienſtbotenpatente zu behandeln ſind. 

Das Miniſterium des Innern hat unterm 4. November 1871, 
3. 14.303, die Statthaltereientſcheidung aus folgenden Gründen außer 
Kauft gebt; ane p. pen d e, 

„Das Hofdecret vom 4. November 1784 (Nr. 360 J. G., S.) 
beſtimmt, daß, nachdem das vorzügliche Verhältniß zwiſchen einem 
Hausherrn und ſeinem Hausmeiſter, Gärtner, Portier u. dgl. ganz 
oder zum Theile ſtatt des Lohnes die freie Wohnung genießenden 
Leuten in dem Dienfteuntracte beſteht, dieſelben bei vorfallender 
Dienſtesentlaſſung auch in Abſicht auf die Aufkündigung der Woh⸗ 
nung und Ausziehung nach dem Dienſtbotenpatente zu behandeln ſind. 
Dieſe Erläuterung der zu jener Zeit beſtandenen Dienſtbotenordnung 
muß, nachdem die Dienſtbotenordnung für Prag vom 21. Auguſt 
1857 gleich den älteren Dienſtbotenordnungen nicht die Beſtimmung 
enthält, wer als Dienſtbote zu behandeln iſt, beziehungsweiſe auf 
welche Kategorien von Dienftperfonen ſich die Dienſtbotenordnung zu 
erſtrecken hat, noch als giltig angeſehen und müſſen die Streitigkeiten 
zwiſchen dem Hausherrn und dem Hausmeiſter aus dem Dienſt⸗ 
verhältniſſe oder Lohnvertrage nach den Beſtimmungen des § 41 der 
Prager Dienſtbotenordnung beurtheilt werden, wonach während des 
Beſtandes des Dienſtverhaͤltniſſes oder vor Verlauf von 30 Tagen 
von deſſen Aufhören zu der Verhandlung und Entſcheidung dieſer 
Streitigkeiten in Prag die Polizeidirection oder das betreffende Polizei⸗ 
bezirkscommiſſariat berufen iſt. Es war ſonach in dem vorliegenden 
Falle das Polizeibezirkscommiſſariat zur Entſcheidung in erſter Inſtanz 
competent und die Statthalterei wird angewieſen, in merito in zweiter 
Inſtanz zu entſcheiden.“ Kl. 


Den Gemeinden ſteht es nicht zu, in Rückſicht auf Ertheilung von 
behördlichen Sammlungsbewilligungen Beſchlüſſe zu faſſen oder 
gegen derlei Bewilligungen Einwendungen zu erheben. 


Dem Müller Thomas N. in S. brannte am 4. März 1871 
ſein Wohnhaus ab, wobei er einen Schaden von 3000 fl. erlitt. 
Ueber Befürwortung des k. k. Bezirkshauptmannes in J. ertheilte dem⸗ 
ſelben die Stotthalterei die Bewilligung zur Vornahme einer Samm⸗ 
lung im Stadtbezirke J., „jedoch nur bei wohlhabenden Leuten und 
auf die Dauer von zwei Wochen“, und verſtändigte hievon unter 
Einem den Stadtmagiſtrat. 

Diefer richtete an die Statthalterei eine Vorſtellung, worin er 
ſich vorzüglich darauf ſtützte, daß der Bürgerausſchuß in ſeiner Sitzung 
vom 29. Juli 1870 mit Rückſicht darauf, daß die Wohlthätigkeits⸗ 
und polizeilichen Gegenſtände nicht in den übertragenen, ſondern in 
den ſelbſtſtändigen Wirkungskreis der Gemeinden gehören, den Be⸗ 
ſchluß gefaßt habe, daß Geldſammlungen von Haus zu Haus vom 
Bürgermeiſter nur dann zu bewilligen oder zu verweigern ſeien, wenn 
ſich der Magiſtrat einſtimmig für das Eine oder das Andere ausge⸗ 


ſprochen habe; in allen anderen Fällen die Angelegenheit dem großen 
Bürgerausſchuſſe vorzulegen ſei. 

Der Magiſtrat wurde hierauf von der Statthalterei dahin be⸗ 
ſchieden, daß von dem Beſchluſſe des großen Bürgerausſchuſſes aller⸗ 
dings wohl eine von dem Magiſtrate im eigenen Wirkungskreiſe für 
den Stadtbezirk zu geſtattende, keineswegs aber eine von der k. k. 
Statthalterei bereits in ihrem Wirkungskreiſe bewilligte milde Samm⸗ 
lung abhängig gemacht werden könne, und daß er daher dem Thomas 
N. keine weiteren Hinderniſſe zu bereiten habe. 

Gegen dieſen Beſcheid ergriff der Magiſtrat den Miniſterial⸗ 
recurs, worin er vorzüglich betonte, daß die Vornahme von Wohl⸗ 
thätigkeitsacten zweifelsohne in den eigenſten Wirkungskreis der Ge⸗ 
meinde gehört und durch die Bewilligung ſolcher Einzelnbetteleien der 
Gemeinde eine Laſt aufgebürdet würde, welche dieſelbe gegenüber von 
nicht angehörigen Gemeindemitgliedern zu übernehmen nicht verpflichtet 
werden kann. Fe man are 2 ia f a 

Hierüber hat das Miniſterium des Innern unterm 5 
1874, 3. 14566, folgendermaßen entſchieden: 

„Nach den beſtehenden Geſetzen ſteht die Bewilligung von 
Sammlungen für mohlthätige Zwecke den politiſchen Behörden, und 
zwar für den Umfang des ganzen Kronlandes gemäß § 31 der a. h. 
Beſtimmungen über die Einrichtung und Amtswirkſamkeit der Statk⸗ 
haltereien (Miniſteriavlerorduung vom 19. Jänner 1853, R. G. Bl. 
Nr. 10 c) den Landesſtellen, für den Umfang der einzelnen Bezirke, 
nachdem der Wirkungskreis der ehemaligen Kreisbehörden im Allge⸗ 
meinen an die politiſchen Behörden erſter Inſtanz (Bezirkshauptmann⸗ 
ſchaften, Städte mit eigenem Gemeindeſtatute) übertragen wunde, 
dieſen zu. Hieraus, ſowie aus dem Wortlaute der betreffenden Ge⸗ 
meindeſtatute, welche die Armenpflege, d. i. die regelmäßige Ver⸗ 
forgung der Armen, inſoweit fie durch die Gemeinde als ſolche aus 
ihren Mitteln oder aus den unter ihrer Verwaltung ſtehenden Stif⸗ 
tungen und Anſtalten beſorgt wird, als in den ſelbſtſtändigen Wirkungs⸗ 
kreis der Gemeinden gehörig bezeichnen, folgt, daß den autonomen 
Organen als ſolchen auf die Ertheilung von Sammlungsbewilligungen 
lein, den Magiſtraten der ein eigenes Statut beſitzenden Gemeinden 
aber nur in ihrer Eigenſchaft als politiſchen Behörde erſter Inſtanz 
ein Einfluß zuſtehen, daß es daher auch nicht der Willkür der Ge⸗ 
meindeausſchüſſe anheimgegeben ſein kann, in Augelegenheit von 
Sammlungsbewilligungen irgend welche maßgebende Beſchlüſſe zu 
faſſen und hiedurch in die Competenz der politiſchen Behörden einzu⸗ 
greifen. Aus dieſer Erwägung muß der Mitniſterialrecurs der Stadt⸗ 
gemeinde J. gegen die Statthalterei⸗Entſcheidung in Betreff der dem 
Thomas N. ertheilten Sammlungsbewilligung, welcher ſich als Recurs 
einer politiſchen Behörde der erſten Inſtanz gegen die Entſcheidung 
der politiſchen Behörde der zweiten Inſtanz herausſtellt, als unzuläſſig 
bezeichnet und daher zurückgewieſen werden.“ 

Das Miniſtertum ſtellte es der Statthalterei weiters anheim, 
bezüglich des den Wirkungskreis der Gemeinde überſchreitenden Be⸗ 
ſchluſſes des Bürgerausſchuſſes der Stadt J. vom 29, Sult 1870 auf 
Grund des § 105 des Gemeindeſtatutes das Entſprechende zu veran⸗ 
laſſen, fand aber zur eigenen Darnachachtung und gelegentlichen 
Bekanntgabe an die unterſtehenden Behörden zu bemerken, daß die 
im Central⸗Orgauiſtrungs⸗Hoſcommiſſionsdecrete vom 8. September 
1816 (Tirol. Prov. G. S. 3 Band, 2. Theil, S. 613) enthaltenen 
und mit Hofkanzleidecrete vom 8. Juni 1825, 3. 16.908 (T. P. 
G. S. 12. Band, S. 369) eingeſchäften Anordnungen, wonach per⸗ 
ſönliche Sammlungsbewilligungen au verunglückte Individuen nicht 
zu ertheilen, vielmehr ſolche Sammlungen nur durch die Gemeinden 
und Seelſorger einzuleiten find, auch dermalen noch aufrecht beſtehen. 
Mit Rückſicht hierauf fügte das Miniſterium des Innern noch die 
Bemerkung bei, daß demnach auch dem Thomas N. eine perſönliche 
Sammlüngsbewilligung nicht zu ertheilen geweſen wäre. 


„November 


Perordnungen. 


Verordnung des Miniſteriums des Innern vom 4. November 1871, 3. 13.074, 
Erinnerung wegen genauer Handhabung der Paßvorſchriften in Nückſicht auf 
Hanſirhändler. 


Nach einer Eröffnung des Finanzminiſteriums find, wiederholt Fälle vorge» 
kommen, daß Gottſcheer in anderen Kronländern, ohne im Beſitze von Hauſirpaſſen 


zu fein, lediglich auf Grund von Legitimationskarten den Hauſirhandel mit Süd⸗ 
früchten betrieben haben, in welchen Fällen dem Aerar ein vielleicht nicht unbedeutender 
Betrag an Erwerbſteuer entgeht. 

Aus dieſem Anlaſſe beehre ich mich, Euere Hochwohlgeboren zu erſuchen, den 
unterſtehenden politiſchen und Polizeibehörden die genane Handhabung der Beſtim⸗ 
mungen des Geſetzes über den Hauſtrhandel vom 4. September 1852, nach welchem 
der Hauſirhandel nur auf Grund eines beſonderen Hauſirpaſſes oder Hauſirbüchels 
ausgeübt werden darf ($$ 2 und 6), ferner des Miniſterialerlaſſes vom 7. Juli 1853, 
8. 4419, nach welchem an Perſonen, die ſich im Beſitze eines Hauſirpaſſes befinden, 
ein Reiſepaß nicht ertheilt werden darf, mit dem Bemerken anzuordnen, daß die 
erwähnte Vorſchrift bezüglich des Reiſepaſſes ſelbſtverſtändlich auch auf die erſt mit 
der Miniſterialverordnung vom 15. Februar 1857 eingeführten Legitimationskarten 
und die ſonſtigen Reiſedocumente Anwendung findet. 


Refcript des k. und k. Miniſteriums des Aeußern vom 23. November 1871, 
3. 15.640 —Iv, betreffend die Ermächtigung der Miſſtonen in der Türkei zur 
Eintraguug von Familienſtandsänderungen in inländiſchen Reiſedocumenten. 


Mit Zuſtimmung der betheiligten Miniſterien der beiden Reichshälften werden 
die k. und k. Botſchaft in Conſtantinopel, ſowie die ihr unterſtehenden k. und k. Con⸗ 
ſulate ermächtiget, auf Grund ordnungsmäßiger Urkunden Familienſtandsänderungen 
in die inländiſchen Reiſedocumente öſterreichiſcher und ungariſcher Unterthanen felbfte 
ſtändig einzutragen gegen ſemeſterweiſe Anzeige an die zuſtändigen Heimatsbehörden 
gelegentlich der Einſendung der Verlängerungsliſten. 


Kundmachung des k. k. Handelsminiſteriums vom 14. November 1871, Zahl 
21.146/872, betreffend die Folgen des Nichtausübens der Privilegien durch 
Anslünder. 

Um dem Mißbrauche zu ftenern, den Ausländer mit öſterreichiſchen Privilegien 
oft dadurch begehen, daß fie dieſelben, entgegen der Beſtimmung des Privilegiengeſetzes, 
in der bſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie nicht ausüben, ſondern lediglich die im 
Auslande erzeugten Privileginmsgegenſtände in die öſterreichiſch⸗ungariſchen Staaten 
einführen, wird ausländiſchen Privilegiumswerbern gelegentlich der Ertheilung der 
angefuchten Privilegien zur Beibringung der Nachweiſung über die im Inlande recht⸗ 
zeitig begonnene Ausübung eine Friſt mit dem ausdrücklichen Bemerken anberaumt, 
daß — falls dieſe Nachweiſung innerhalb dieſer Friſt nicht beigebracht werden ſollte 
— das Privilegium in Gemäßheit des $ 29, 2 a des P. G. vom 15. Auguſt 1852 
wegen Nichtausübung als erloſchen erklärt werden müßte. 

Nachdem es aber häufig vorkommt, daß dieſe Friſten von den betreffenden 
Privilegieninhabern, rückſichtlich von deren Bevollmächtigten ganz unbeachtet gelaſſen 
werden, ſo wird hiemit zur allgemeinen Kenntniß gebracht, daß in Hinkunft in allen 
Fällen, wo innerhalb der diesfalls ertheilten Friſt weder die Nachweiſung über die im 
Inlande rechtzeitig begonnene Ausübung beigebracht, noch ein diesfälliges ausreichend 
begründetes Friſterſtreckungsgeſuch eingebracht worden iſt, ſofort und ohne Erlaſſung 
einer weiteren diesfälligen Aufforderung im Einvernehmen mit dem königlich ungari⸗ 
ſchen Minifter für Landwirthſchaft, Induſtrie und Handel in Gemäßheit des § 29, 
2 a des P. G. vom 15. Auguſt 1852 mit der Erlböſchungserklärung des betreffenden 
Privilegiums wegen Nichtausübung vorgegangen werden wird. 

Ju gleicher Weiſe wird vorgegangen werden, wenn die Nachweiſung über die 
begonnene Ausübung zwar innerhalb der diesfalls ertheilten Friſt beigebracht wird, 
die hierüber zu pflegenden Erhebungen aber herausſtellen, daß der betreffende Privile⸗ 
giengegenſtand nicht in der öſterreichiſch⸗ungariſchen Monarchie erzeugt, ſondern nur 
aus dem Auslandr eingeführt worden iſt. 


Erlaß des k. k. Finanzminiſteriums vom 18. October 1871, 3. 31.888, wegen 
Vorlage von Dienſttabellen bei Anſuchen um Rückzahlung von baren Dienſt⸗ 
cautionen, welche die k. ungariſchen Finanzen belaſten. 

Aus Anlaß mehrfacher Anſinnen des k. ungar. Finanzminiſteriums werden die 
Finanz⸗Landesbehörden angewieſen, bei Vorlage der Anſuchen diesſeitiger Beamten um 
Rückzahlung ihrer Barcautionen, welche mit Rückſicht auf ihre frühere Dienſtleiſtung 
die k. ungariſchen Finanzen belaſten, vollkommen ausgefüllte, die eautionspflichtige 
Dienſtleiſtung genau darſtellende Dienſttabellen beizuſchließen. 


Erlaß des Statthalters von Steiermark vom 24. November 1871, Z. 14.202, 

betreffend die Frage, ob die Bauunternehmungen der Eiſenbahngeſellſchaften um 

behördliche Intervention in Angelegenheiten, welche ſich auf den Bau oder die 
Ausrüſtung einer Bahnſtrecke beziehen, anſuchen können. 


Nach dem Geſetze ſowohl, wie auch nach den Beſtimmungen der einzelnen 
Conceffiousurkunden And nur die Bahnanſtalten ſelbſt, nicht aber die von denſelben 


Druck der k. Wiener Zeitung. 


A 
aufgenommenen Bauunternehmungen der Staatsverwaltung gegenüber für die ordeut⸗ 
liche Bauführung verantwortlich, und ſind daher nur die erſteren berufen, ſich in An⸗ 
gelegenheiten, welche ſich auf den Bau oder die Ausrüſtung der betreffenden Bahn⸗ 
ſtrecke beziehen, um eine behördliche Intervention, wie z. B. um die Abhaltung einer 
Localcommiſſion u. dgl. zu bewerben. 

Aus Anlaß wiederholt vorgekommener Fälle, daß die mit der Ausführung ein⸗ 
zelner Bahnſtrecken betrauten Bauunternehmungen ſich wegen Abänderungen an dem 
genehmigten Projecte direct an die politiſchen Behörden gewendet und die Anberau⸗ 
mung commiſſioneller Verhandlungen auf Grund von Vorlagen erwirkt haben, welche 
die Zuſtimmung der betreffenden Bahnverwaltungen nicht erlangt haben, ja denſelben 
vor Anberaumung der Commiſſion gar nicht unterbreitet waren, werden die Bezirks⸗ 
hauptmänner in Folge der Weiſung des k. k. Handelsminiſteriums vom 18. November 
1871, 3. 22.738/5637, beauftragt, beim Einſchreiten in Eiſenbahnbauangelegenheiten 
um behördliche Intervention darauf Rückſicht zu nehmen, daß die hierauf bezüglichen 
Geſuche von den Bahnverwaltungen ſelbſt oder deren bevollmächtigten Organen aus⸗ 
zugehen haben. 

Die Bahnanſtalten werden gleichzeitig aufgefordert, die zur Erwirkung behörd⸗ 
licher Amtshandlungen autoriſirten Organe, inſoweit dies noch nicht geſchehen iſt, 
ohne Verzug den betreffenden politiſchen Landes⸗ und Bezirksbehörden namhaft zu 
machen. 


Cireularverordnung der k. k. Finanzlandesdirection zu Graz vom 25. November 
1871, Z. 12.138, betreffend die Ueberſtempelung der auf Eingaben geklebten 
Marken. 


Man hat wiederholt die Wahrnehmung gemacht, daß von k. k. Behörden und 
Aemtern die auf Eingaben, Beilagen und Urkunden verwendeten Stempelmarken, die 
nicht überſchrieben find, ſehr häufig gar nicht überſtempelt oder nur einfach durch⸗ 
ftrichen werden. 

Um Mißbräuchen mit derlei verwendeten Stempelmarken zu begegnen, ſieht 
man fich veranlaßt, die genaue Befolgung der Beſtimmungen der §§ 8 und 14, Abſ. 5 
der Finanzminiſterialverordnung vom 28. März 1854 (R. G. Bl. Nr. 70; Finanz⸗ 
miniſterkalverordnungsblatt Nr. 25, Seite 177) und des Finanzminiſterialerlaſſes 
vom 9. Mai 1860, Z. 22.617/1229 (R. G. Bl. Stück XXXII unter Nr. 122; Fi⸗ 
nanzmintſterialverordnungsblatt Nr. 28, Seite 214) in Erinnerung zu bringen. 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe im Finanzminiſterium Moriz 
Dobler bei deſſen Penſionirung den Orden der eiſernen Krone dritter Claſſe ver⸗ 
liehen. \ 
5 Seine Majeſtät haben dem Sectionsrathe exkra statum Karl Ritter 
Schwabe v. Waiſenfreund eine ſyſtemiſirte Sectionsrathsſtelle im Finanzmini⸗ 
ſterium verliehen. 0 

Seine Majeſtät haben dem k. k. Hofrathe und Bezirkshauptmanne in Eger 
Peter Freiherrn v. Wucherer anläßlich deſſen Penſionirung die a. h. Zufriedenheit 
ausgedrückt. . 

Seine Majeftät haben dem Bürgermeiſter in Ottmanach, Gutsbeſitzer Eduard 
Gantſchnigg das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen. 

Seine Majeſtät haben den Poſtinſpector im Handelsminiſterium, Oberpoſtrath 
Peter Käuffl zum Poſtdirector in Prag mit Belaſſung des mit dieſer Stelle ver⸗ 
bundenen Titels und Charakters eines Oberpoſtrathes ernannt. 

Der Miniſter für Cultus und Unterricht hat den mit Titel und Rang eines 
Cuſtos ausgezeichneten Seriptor der Univerſitätsbibliothek in Lemberg Dr. Edmund 
Burzynski zum wirklichen Cuſtos an dieſer Anftalt ernaunt. 

Der Minister für Cultus und Unterricht hat den Amanuenſis an der Wiener 
Univerſitätsbibliothek Dr. Adalbert Kosmatſch zum Scriptor an der Grazer Uni⸗ 
verſitätsbibliothek ernannt. 

Der Finanzminiſter hat eine bei der Finanzbezirksdirection in Wien neu ſyſte⸗ 
miſirte Finanzrathsſtelle dem Finanzſecretär der niederöſterreichiſchen Finanzlandes⸗ 
direction Michael Rauſcher verliehen. 


Erledigungen. 


Polizeiactuars⸗ und Conceptsadjunctenſtelle in Trieſt, erſtere mit 500 fl. 
Gehalt und 150 fl. Quartiergeld, letztere mit 400 fl. Jahresgehalt, bis 20 Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 309 und 310.) 0 

Bezirksſeeretärsſtelle in Kärnten mit 600 fl. Gehalt jährlich, bis 10 Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 311.) 

Bezirksſecretärsſtelle in Krain mit 600 fl. Gehalt jährlich, bis 15. Jänner. 
(Amtsbl. Nr. 311.) 

Bergbauadjunctenſtelle bei der Hauptwerksverwaltung in Pribram mit 700 fl. 
Gehalt und 70 fl. Quartiergeld, bis 25. Jänner. (Amtsbl. Nr. 312.) 

Bauadjunctenſtelle bei der Grenzbauabtheilung des k. k. Militärcommandos 
in Temesvär mit 600 fl. Gehalt und 150 fl. Onartiergeld, bis Ende Febrnar. 
(Amtsbl. Nr. 313.) 

Bezirksſecretärsſtelle für das deutſche Tirol mit 600 fl. Jahresgehalt, bis 
18. Jänner. (Amtsbl. Nr. 313.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


